
hervorgerufen werden, nicht mehr als bedeutsam angesehen.
Der Schwerpunkt dieses Risikos verlagert sich dagegen auf
infrastrukturelle Risiken (siehe oben).

Die Risiken der Leistungserstellung zählen somit im Gegensatz
zum Vorjahr nicht mehr zu den wesentlichen Risiken des HHLA-
Konzerns, werden jedoch weiterhin erfasst und beobachtet.

Corporate Governance

Zusammengefasste Erklärung zur
Unternehmensführung und Corporate-
Governance-Bericht
Der folgende Abschnitt beinhaltet die zusammengefasste
Erklärung zur Unternehmensführung für die HHLA und den
Konzern gemäß § 289f HGB bzw. § 315d i. V. m. § 289f HGB
sowie den Corporate-Governance-Bericht von Vorstand
und Aufsichtsrat gemäß Ziffer 3.10 des Deutschen Corporate
Governance Kodex (im Folgenden „Kodex“ oder „DCGK“).

Umsetzung des DCGK
Eine verantwortungsvolle, transparente und auf nachhaltige
Wertschöpfung ausgerichtete Unternehmensführung ist seit
jeher eine wesentliche Grundlage für den geschäftlichen Erfolg
der HHLA. Die HHLA unterstützt den DCGK und die damit
verfolgten Ziele und Zwecke daher ausdrücklich. Vorstand und
Aufsichtsrat haben sich auch im Geschäftsjahr 2018 sorgfältig
mit der Einhaltung der Empfehlungen und Anregungen des
DCGK befasst und im Dezember 2018 ihre jährliche Entspre-
chenserklärung gemäß § 161 AktG abgegeben. Die Unter-
nehmensführung und Unternehmenskultur der HHLA und des
Konzerns entsprechen danach – bis auf wenige Ausnahmen
– den Empfehlungen sowie größtenteils auch den Anregungen
des DCGK. Die aktuelle Entsprechenserklärung ist nachfolgend
abgedruckt. Sie ist – ebenso wie die Entsprechenserklärungen
der Vorjahre – für die Aktionäre und die Öffentlichkeit auch auf
der Internetseite der HHLA unter www.hhla.de/corporategover-
nance zugänglich.

Entsprechenserklärung gemäß § 161 AktG
Vorstand und Aufsichtsrat der HHLA haben am 7. Dezember
2018 die folgende gemeinsame Entsprechenserklärung gemäß
§ 161 AktG zu den Empfehlungen der „Regierungskommission
Deutscher Corporate Governance Kodex“ abgegeben:
„Vorstand und Aufsichtsrat der Hamburger Hafen und Logistik
AG erklären nach pflichtgemäßer Prüfung, dass seit dem
18. Dezember 2017 (Zeitpunkt der Abgabe der letzten Entspre-
chenserklärung) den Empfehlungen des Deutschen Corporate
Governance Kodex (,Kodex‘ oder ,DCGK‘) in der Fassung vom
7. Februar 2017 mit folgender Ausnahme entsprochen wurde
und zukünftig entsprochen wird:

Nach dem im Februar 2017 neu eingefügten Satz 2 in Nummer
4.2.3 Abs. 2 DCGK soll die mehrjährige Bemessungsgrundlage
der variablen Vorstandsvergütung im Wesentlichen zukunfts-
bezogen sein. Die variable Vergütung des HHLA-Vorstands
bemisst sich im Wesentlichen an der Erreichung bestimmter
Kennzahlen bzw. Zielgrößen für den Drei-Jahres-Durchschnitt
des aktuellen und der beiden vorherigen Geschäftsjahre. Der
Aufsichtsrat ist der Ansicht, dass die variable Vergütung des
HHLA-Vorstands auch in ihrer derzeitigen Ausgestaltung auf
eine nachhaltige Entwicklung ausgerichtet ist. Unabhängig
davon wird sich der Aufsichtsrat im Rahmen der nächsten
Überprüfung des Vergütungssystems für den Vorstand auch
damit befassen, ob die variable Vorstandsvergütung künftig
angepasst werden soll.

Hamburg, 7. Dezember 2018
Hamburger Hafen und Logistik Aktiengesellschaft
Der Vorstand
Der Aufsichtsrat“

Angaben zu Unternehmensführungspraktiken
Konzernaufbau und Konzernsteuerung
Die HHLA fungiert als strategische Management-Holding des
Konzerns. Das operative Geschäft wird im Wesentlichen durch
in- und ausländische Tochtergesellschaften und Beteiligungen
betrieben. Konzernstruktur Die operativen Tätigkeiten werden
durch den HHLA-Vorstand und die bei der HHLA eingerichteten
Zentralabteilungen wie z. B. Einkauf, Finanzen, Recht und
Personal gesteuert und überwacht. Die Einhaltung der Vorga-
ben der Unternehmensführung wird durch unternehmensin-
terne Richtlinien sowie Regelungen in den Satzungen und
Geschäftsanweisungen der Tochtergesellschaften und Beteili-
gungen sichergestellt. Die meisten Tochtergesellschaften verfü-
gen zudem über einen eigenen Aufsichts- oder Beirat, der die
jeweilige Geschäftsführung überwacht und beratend begleitet.

Compliance
Die Einhaltung für die Unternehmenstätigkeit relevanter gesetz-
licher Bestimmungen und unternehmensinterner Richtlinien
(nachfolgend auch „Compliance“) wird bei der HHLA als
wesentlicher Teil der Corporate Governance verstanden. Zur
Führungsaufgabe in allen Konzerneinheiten gehört daher auch
die Pflicht, auf die Einhaltung der in dem jeweiligen Aufgaben-
und Verantwortungsbereich einschlägigen Vorschriften hinzu-
wirken. Arbeitsabläufe und Prozesse sind im Einklang mit
diesen Regelungen zu gestalten. Herzstück des Compliance-
Management-Systems (CMS) der HHLA ist ein Verhaltensko-
dex, der übergeordnete Grundsätze zu besonders Compliance-
relevanten Themen wie z. B. Verhalten im Wettbewerb, Vermei-
dung von Korruption, Diskriminierung und Interessenkonflikten
sowie dem Umgang mit sensiblen Unternehmensinformatio-
nen, insbesondere Insiderinformationen, und dem Datenschutz
unterliegenden Daten formuliert, siehe www.hhla.de/compli-
ance Im Verhaltenskodex ist darüber hinaus die Möglichkeit
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für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie Dritte vorgesehen,
Hinweise auf Fehlverhalten im Unternehmen zu geben. Der
Verhaltenskodex wird ergänzt durch weiterführende Konzern-
richtlinien, u. a. zum Thema Korruptionsvermeidung und Verhal-
ten im Wettbewerb. Ein weiteres Element des CMS bilden die
systematische, fortlaufende Analyse von Compliance-Risiken
und die Verknüpfung mit entsprechenden Maßnahmen, wie
z. B. Schulungen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie
Prozessanpassungen zur Minimierung der entsprechenden
Risiken. Die übergeordnete Koordination des CMS obliegt dem
Compliance-Beauftragten des HHLA-Konzerns, der direkt an
den Vorstand berichtet und sich im Rahmen seiner Tätigkeit
u. a. mit der internen Revision und dem Risikomanagement
abstimmt. Auch in den einzelnen Konzerneinheiten im In- und
Ausland gibt es Ansprechpartner für Compliance bzw. Beauf-
tragte. Den Compliance-Beauftragten obliegt primär auch die
Beratung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in allen Comp-
liance-relevanten Themen sowie die weitere Aufklärung bei
Hinweisen auf Verstöße. Der Prüfungsausschuss hat im
Berichtszeitraum durch entsprechende regelmäßige Bericht-
erstattung des Vorstands und des Compliance-Beauftragten
die Wirksamkeit des CMS überwacht. Das System wird auch
künftig fortlaufend weiterentwickelt.

Nachhaltigkeit
Nachhaltiges Handeln prägt seit Bestehen des Unternehmens
das Geschäftsmodell der HHLA. Nachhaltigkeit
www.hhla.de/nachhaltigkeit

Risikomanagement
Das Risikomanagementsystem des HHLA-Konzerns ist einge-
hend im Risiko- und Chancenbericht als Teil des Konzernlage-
berichts dargestellt. Risiko- und Chancenbericht

Arbeitsweise und Zusammensetzung von
Vorstand und Aufsichtsrat
Bei der HHLA besteht gemäß den Vorgaben des deutschen
Aktienrechts ein duales Führungssystem mit den Organen
Vorstand und Aufsichtsrat, die jeweils mit eigenständigen
Kompetenzen ausgestattet sind. Das System ist gekennzeich-
net durch eine personelle Trennung von Leitungs- und Überwa-
chungsorgan: Der Vorstand leitet das Unternehmen in eigener
Verantwortung, während der Aufsichtsrat den Vorstand über-
wacht und bei der Geschäftsführung berät. Vorstand und
Aufsichtsrat der HHLA arbeiten zum Wohle des Unternehmens
eng und vertrauensvoll zusammen.

Arbeitsweise des Vorstands
Die Geschäfte der Gesellschaft werden vom Vorstand geführt.
Er bestimmt die unternehmerischen Ziele, die grundsätzliche
strategische Ausrichtung sowie die Konzernpolitik und -orga-
nisation. Dazu gehören insbesondere die Steuerung des
Konzerns, die Konzernfinanzierung, die Entwicklung der Perso-
nalstrategie, die Besetzung der Führungspositionen, die

Führungskräfteentwicklung sowie die Präsentation des
Konzerns gegenüber dem Kapitalmarkt und der Öffentlichkeit.
Er trägt außerdem die Verantwortung für ein angemessenes
Risikomanagement und -controlling im Unternehmen.

Der Vorstand nimmt die Leitungsaufgabe als Kollegialorgan
wahr. Ungeachtet der Gesamtverantwortung für die gesamte
Geschäftsführung führen die einzelnen Vorstandsmitglieder die
ihnen zugewiesenen Ressorts im Rahmen der Vorstandsbe-
schlüsse in eigener Verantwortung. Die Geschäftsverteilung
zwischen den Vorstandsmitgliedern ergibt sich aus dem
Geschäftsverteilungsplan. Konzernstruktur

Der Vorstand informiert den Aufsichtsrat regelmäßig, zeit-
nah und umfassend über alle für die Gesellschaft oder den
Konzern relevanten Fragen. Das umfasst, jeweils für die Gesell-
schaft und den Konzern, insbesondere die Rentabilität, die
Lage und den Gang der Geschäfte, die Strategie, die Planung,
die aktuelle Risikolage, das Risikomanagement und die Comp-
liance. Der Vorstand hat grundsätzliche und wichtige Angele-
genheiten, die für die Beurteilung der Lage und Entwicklung
oder für die Leitung der Gesellschaft oder des Konzerns von
wesentlicher Bedeutung sind, auch zwischen den Sitzungen
unverzüglich dem Aufsichtsratsvorsitzenden mitzuteilen. Dazu
gehören beispielsweise Betriebsstörungen und rechtswidrige
Handlungen zum Nachteil der Gesellschaft oder einer Konzern-
gesellschaft.

Interessenkonflikte von Vorstandsmitgliedern sind unverzüg-
lich dem Aufsichtsrat offenzulegen. Die anderen Vorstandsmit-
glieder sind darüber zu informieren. Nebentätigkeiten, insbe-
sondere Aufsichtsratsmandate in konzernfremden Gesellschaf-
ten, dürfen Vorstandsmitglieder nur mit Zustimmung des
Aufsichtsrats übernehmen. Auch wesentliche Geschäfte
zwischen den Konzernunternehmen einerseits und den
Vorstandsmitgliedern sowie ihnen nahestehenden Personen
oder Unternehmungen andererseits bedürfen der Zustimmung
des Aufsichtsrats. Diese Geschäfte müssen marktüblichen
Bedingungen entsprechen. Entsprechende Verträge bestanden
im Berichtszeitraum nicht. Interessenkonflikte sind im Berichts-
jahr ebenfalls nicht aufgetreten.

Die Arbeit des Vorstands ist in einer Geschäftsanweisung
für den Vorstand näher geregelt. Sie sieht unter anderem vor,
dass grundsätzliche Fragen der Organisation, der Geschäfts-
politik sowie der Unternehmensplanung durch den Gesamtvor-
stand entschieden werden. Ferner sieht die Geschäftsanwei-
sung vor, dass Maßnahmen und Geschäfte, die für die Gesell-
schaft von größerer Bedeutung sind, gemeinsam zu erörtern
und zu entscheiden sind und dass – wie von § 111 Abs.
4 AktG vorgesehen – bestimmte Maßnahmen und Geschäfte
von grundlegender Bedeutung der vorherigen Zustimmung des
Aufsichtsrats bedürfen.
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Die Gesellschaft hat für die Mitglieder des Vorstands eine
Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung (D&O-Versiche-
rung) abgeschlossen, die den Anforderungen des § 93 Abs. 2
Satz 3 AktG entspricht.

Zusammensetzung des Vorstands und Diversität
Der Vorstand der HHLA besteht gemäß § 8 der Satzung aus
mindestens zwei Mitgliedern. Derzeit gehören dem Vorstand
vier Mitglieder an. Konzernanhang, Tz. 49 Organe und
Mandate Die Mitglieder des Vorstands werden vom Aufsichtsrat
bestellt. Dieser sorgt zusammen mit dem Vorstand für eine
langfristige Nachfolgeplanung und achtet bei der Zusammen-
setzung des Vorstands auch auf Vielfalt (Diversity). Im Interesse
einer näheren Konturierung der Diversitätsaspekte hat der
Aufsichtsrat im Dezember 2017 ein Diversitätskonzept für
den Vorstand verabschiedet.

Zielsetzung des Diversitätskonzepts
Der Aufsichtsrat ist der Ansicht, dass für die nachhaltige
Entwicklung des Unternehmens neben den fachlichen Fähig-
keiten und Erfahrungen der Vorstandsmitglieder auch Diver-
sitätsaspekte eine wichtige Rolle spielen. Unterschiedliche
Persönlichkeiten, Erfahrungen und Kenntnisse vermeiden
Gruppendenken, ermöglichen ganzheitlichere Betrachtungen
und bereichern so die Arbeit des Vorstands. Die folgenden Ziel-
setzungen dienen dabei als Leitlinien für die langfristige Nach-
folgeplanung und die Auswahl geeigneter Kandidatinnen und
Kandidaten.

Diversitätsaspekte
Der Aufsichtsrat strebt eine Zusammensetzung des Vorstands
an, bei der sich die Mitglieder im Hinblick auf ihren persönlichen
und beruflichen Hintergrund, ihre Erfahrungen und ihre Fach-
kenntnisse ergänzen, damit der Vorstand als Gesamtgremium
auf ein möglichst breites Spektrum unterschiedlicher Erfahrun-
gen, Kenntnisse und Fähigkeiten zurückgreifen kann.

Frauenanteil im Vorstand
Der Aufsichtsrat orientiert sich bei der Besetzung des Vorstands
am Leitbild der gleichberechtigten Teilhabe von Frauen und
Männern und fördert dieses Ziel aktiv, z. B. durch die gezielte
Suche nach Kandidatinnen für die Mitgliedschaft im Vorstand.
Angesichts der überschaubaren Größe des Vorstands und des
in der Regel begrenzten Kreises geeigneter Kandidatinnen und
Kandidaten kann eine paritätische Besetzung mit Frauen und
Männern gleichwohl nicht stets gewährleistet werden. Vor
diesem Hintergrund hat der Aufsichtsrat als Zielquote für den
Frauenanteil im HHLA-Vorstand einen Anteil von 25 % und als
Frist für die Zielerreichung den 30. Juni 2022 festgelegt.

Bildungs- und Berufshintergrund
Die Vielfalt (Diversity) im Vorstand spiegelt sich auch im individu-
ellen Ausbildungs- und beruflichen Werdegang sowie im unter-
schiedlichen Erfahrungshorizont seiner Mitglieder (z. B. Bran-
chenerfahrung) wider. Unterschiedliche Bildungs-, Berufs- und

Erfahrungshintergründe sind daher ausdrücklich erwünscht.
Jedes Vorstandsmitglied muss allerdings aufgrund seiner
persönlichen und fachlichen Kompetenzen und Erfahrungen in
der Lage sein, die Aufgaben eines Vorstandsmitglieds in einem
international tätigen, börsennotierten Unternehmen wahrzuneh-
men und das Ansehen des HHLA-Konzerns in der Öffentlichkeit
zu wahren. Die Mitglieder des Vorstands sollten zudem über
ein vertieftes Verständnis des Geschäfts der HHLA und in der
Regel über mehrjährige Führungserfahrung verfügen.

Darüber hinaus sollte mit Blick auf das Geschäftsmodell der
HHLA jeweils zumindest ein Mitglied über besondere Expertise
in den folgenden Bereichen verfügen:

Internationalität
Mit Blick auf die internationale Ausrichtung der Aktivitäten des
Konzerns sollte zumindest ein Teil der Mitglieder über nennens-
werte internationale Erfahrung verfügen.

Alter
Die Altersgrenze für Vorstandsmitglieder liegt bei 67 Jahren. Ein
Mindestalter existiert nicht. Allerdings sollten Vorstandsmitglie-
der im Zeitpunkt ihrer Bestellung in der Regel über mehrjährige
Führungserfahrung verfügen, was eine gewisse Berufserfah-
rung voraussetzt. Innerhalb dieses Rahmens wird – aus Grün-
den der Diversität und im Interesse einer langfristigen Nach-
folgeplanung – eine heterogene Altersstruktur innerhalb des
Vorstands angestrebt, wobei dem Alter im Vergleich zu den
anderen Kriterien keine zentrale Bedeutung beigemessen wird.

Stand der Umsetzung und künftige
Berücksichtigung
In der derzeitigen Zusammensetzung des Vorstands – wie auch
in der Zusammensetzung ab dem 1. April 2019 – sind die
vorstehenden Ziele erfüllt. Der Vorstand setzt sich aus Personen
mit unterschiedlichem beruflichem Werdegang, Erfahrungshori-
zont und unterschiedlicher Expertise zusammen, darunter auch
Mitglieder mit nennenswerter internationaler Erfahrung. Der
Frauenanteil von 25 % ist ebenfalls erreicht. Die Altersgrenze
wird von keinem Mitglied überschritten. Der Aufsichtsrat und

Strategie und strategische Führung;

Logistikgeschäft einschließlich der relevanten Märkte und
Kundenbedürfnisse;

Vertrieb;

Betrieb und Technik einschließlich IT und Digitalisierung;

Immobiliengeschäft;

Recht, Corporate Governance und Compliance;

Personal, insbesondere Personalmanagement und
-entwicklung sowie Erfahrung mit mitbestimmten Struktu-
ren;

Finanzen inkl. Finanzierung, Bilanzierung, Controlling, Risi-
komanagement und interne Kontrollverfahren.
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sein Personalausschuss werden die vorstehenden Ziele auch
künftig im Rahmen der langfristigen Nachfolgeplanung und bei
der Suche nach geeigneten Kandidatinnen und Kandidaten für
den Vorstand der HHLA berücksichtigen.

Arbeitsweise des Aufsichtsrats
Der Aufsichtsrat bestimmt über die Zusammensetzung des
Vorstands, überwacht die Geschäftsführung durch den
Vorstand, berät ihn bei der Unternehmensführung und ist in
grundsätzliche und wichtige Entscheidungen eingebunden.
Maßnahmen und Geschäfte von grundlegender Bedeutung
bedürfen gemäß der Geschäftsanweisung für den Vorstand der
Zustimmung des Aufsichtsrats. Weitere wesentliche Aufgaben
sind die Prüfung und Feststellung des Jahresabschlusses und
die Billigung des Konzernabschlusses. Die Aufgaben und die
interne Organisation des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse
ergeben sich aus dem Gesetz, der Satzung, die auf der Inter-
netseite der HHLA unter www.hhla.de/corporategovernance
zugänglich ist, sowie der Geschäftsordnung des Aufsichtsrats.
Darüber hinaus enthält der Kodex Empfehlungen zur Arbeit des
Aufsichtsrats.

Die Arbeit des Aufsichtsrats findet sowohl im Plenum als auch
in Ausschüssen statt. Die einzelnen Ausschüsse und ihre
Zuständigkeiten sind in der Geschäftsordnung des Aufsichts-
rats niedergelegt. Die jeweiligen Ausschussvorsitzenden berich-
ten dem Aufsichtsrat regelmäßig in der nächsten Sitzung über
die Arbeit ihres Ausschusses. Derzeit bestehen mit dem Finanz-
, dem Prüfungs-, dem Personal-, dem Nominierungs-, dem
Vermittlungs- und dem Immobilienausschuss insgesamt sechs
Ausschüsse.

Der Finanzausschuss bereitet Verhandlungen und
Beschlüsse des Aufsichtsrats vor, die finanziell von wesent-
licher Bedeutung sind, z. B. Beschlussfassungen über
wesentliche Kreditaufnahmen und -gewährungen,
Haftungsübernahmen für fremde Verbindlichkeiten sowie
Finanzanlage- und sonstige Finanzgeschäfte. Darüber
hinaus befasst er sich mit Planungs- und Investitionsthe-
men wie z. B. dem Wirtschaftsplan und der Mittelfristpla-
nung.

Der Prüfungsausschuss befasst sich mit der Überwa-
chung der Rechnungslegung, des Rechnungslegungspro-
zesses und der Wirksamkeit der Abschlussprüfung. Er
bereitet außerdem den Beschlussvorschlag des Aufsichts-
rats an die Hauptversammlung zur Wahl des Abschlussprü-
fers vor. Im Fall einer beabsichtigten Rotation des
Abschlussprüfers ist der Prüfungsausschuss für das
Auswahlverfahren verantwortlich. Nach erfolgter Wahl durch
die Hauptversammlung erteilt er den Auftrag für die
Konzern- und Jahresabschlussprüfung, befasst sich mit der
Honorarvereinbarung und legt die Prüfungsschwerpunkte
fest. Er überwacht laufend die Unabhängigkeit des
Abschlussprüfers und erörtert mit ihm die Gefahren für

dessen Unabhängigkeit sowie die zur Verminderung dieser
Gefahren ergriffenen Schutzmaßnahmen. In diesem Zusam-
menhang ist der Prüfungsausschuss auch für die Überwa-
chung und Billigung der vom Abschlussprüfer zusätzlich zur
Abschlussprüfung erbrachten Leistungen (Nichtprüfungs-
leistungen) zuständig. Die Überwachung der Wirksamkeit
des internen Kontrollsystems, des Risikomanagementsys-
tems, des internen Revisionssystems und des Compliance-
Management-Systems bildet einen weiteren Schwerpunkt
seiner Tätigkeit.

Der Personalausschuss bereitet die dem Aufsichtsrat
obliegenden Personalentscheidungen vor, sorgt gemeinsam
mit dem Vorstand für eine langfristige Nachfolgeplanung
und achtet bei der Zusammensetzung des Vorstands auch
auf Vielfalt (Diversity). Er bereitet die Beschlussfassung des
Aufsichtsratsplenums über die Festsetzung der Vorstands-
vergütung und die Überprüfung des Vergütungssystems für
den Vorstand vor und behandelt die Vorstandsverträge,
soweit nicht das Aktiengesetz die Behandlung dieser
Aufgaben durch das Aufsichtsratsplenum vorschreibt.

Der Personalausschuss nimmt zugleich in einer Besetzung,
die ausschließlich die ihm angehörenden Anteilseignerver-
treter umfasst, die Aufgaben des Nominierungsaus-
schusses wahr. Dieser unterbreitet dem Aufsichtsrat unter
Berücksichtigung der gesetzlichen Vorgaben, der Empfeh-
lungen des Kodex, des vom Aufsichtsrat beschlossenen
Kompetenzprofils für das Gesamtgremium und der für seine
Zusammensetzung beschlossenen Ziele Vorschläge für
geeignete Kandidatinnen und Kandidaten für die Wahl als
Anteilseignervertreter in den Aufsichtsrat durch die Haupt-
versammlung.

Der Vermittlungsausschuss nimmt die in § 31 Abs. 3
MitbestG genannten Aufgaben wahr, d. h., er unterbreitet
dem Aufsichtsrat Vorschläge für die Bestellung von
Vorstandsmitgliedern, falls im ersten Wahlgang die gesetz-
lich erforderliche Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen
der Aufsichtsratsmitglieder nicht erreicht wird.

Der Immobilienausschuss nimmt für den Aufsichtsrat
sämtliche Berichte des Vorstands entgegen und erörtert mit
ihm alle Fragen, die sich auf den Teilkonzern Immobilien (S-
Sparte) beziehen. Er entscheidet außerdem über die
Zustimmung des Aufsichtsrats hinsichtlich sämtlicher
zustimmungspflichtiger Rechtsgeschäfte sowie über alle
weiteren Beschlussgegenstände des Aufsichtsrats, die sich
vollständig oder überwiegend auf den Teilkonzern Immobi-
lien beziehen. Der Immobilienausschuss ist darüber hinaus,
bezogen auf Angelegenheiten des Teilkonzerns Immobilien,
zuständig für die Prüfung und die Vorbereitung der
Entscheidung des Aufsichtsrats über die Feststellung des
Jahresabschlusses und die Billigung des Konzernabschlus-
ses. Er ist schließlich zuständig für die Vorbereitung der
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Die Gesellschaft hat für die Mitglieder des Aufsichtsrats eine
Vermögensschaden-Haftpflichtversicherung (D&O-Versiche-
rung) abgeschlossen, die der Empfehlung in Ziffer 3.8 des
Kodex entspricht.

Zusammensetzung des Aufsichtsrats und
Diversität
Die Zusammensetzung des Aufsichtsrats richtet sich nach
der Satzung der Gesellschaft, den §§ 95 und 96 Aktiengesetz
(AktG) und § 7 Mitbestimmungsgesetz (MitbestG): Der
Aufsichtsrat setzt sich zusammen aus sechs von der Haupt-
versammlung zu wählenden Mitgliedern der Anteilseigner sowie
sechs Mitgliedern der Arbeitnehmer, die gemäß den Vorgaben
des MitbestG gewählt werden.

Mit Blick auf die verschiedenen Vorgaben und Empfehlungen
zur Zusammensetzung des Aufsichtsrats hat der Aufsichtsrat
im Dezember 2017 ein Anforderungsprofil für den
Aufsichtsrat der HHLA verabschiedet, das neben wesent-
lichen gesetzlichen Vorgaben und Empfehlungen des DCGK
zur Zusammensetzung des Aufsichtsrats die Zielsetzungen des
Aufsichtsrats für seine Zusammensetzung und das Kompe-
tenzprofil für das Gesamtgremium i. S. d. Ziffer 5.4.1 Abs. 2
DCGK sowie das Diversitätskonzept für den Aufsichtsrat
einschließlich der Angaben nach § 289f Abs. 1 Nr. 6 HGB
enthält.

Zielsetzung des Anforderungsprofils
Der Aufsichtsrat strebt eine Zusammensetzung an, die jederzeit
eine qualifizierte Kontrolle und Beratung des Vorstands gewähr-
leistet. Der Aufsichtsrat ist insoweit der Ansicht, dass für eine
effektive Arbeit des Aufsichtsrats – und damit für die nachhal-
tige Entwicklung des Unternehmens – neben fachlichen und
persönlichen Anforderungen auch Diversitätsaspekte eine
wichtige Rolle spielen. Unterschiedliche Persönlichkeiten,
Erfahrungen und Kenntnisse vermeiden Gruppendenken,
ermöglichen ganzheitlichere Betrachtungen und bereichern so
die Arbeit des Aufsichtsrats. Die folgenden Zielsetzungen
dienen insoweit als Leitlinie bei der langfristigen Nachfolgepla-
nung und der Auswahl geeigneter Kandidatinnen und Kandida-
ten und schaffen Transparenz im Hinblick auf die wesentlichen
Besetzungskriterien.

Anforderungen an die einzelnen Mitglieder
Allgemeine Anforderungen
Jedes Aufsichtsratsmitglied soll aufgrund seiner persönlichen
und fachlichen Kompetenzen und Erfahrungen in der Lage sein,
die Aufgaben eines Aufsichtsratsmitglieds in einem international
tätigen, börsennotierten Unternehmen wahrzunehmen und das

Ansehen des HHLA-Konzerns in der Öffentlichkeit zu wahren.
Im Hinblick darauf sollte jedes Aufsichtsratsmitglied folgende
Anforderungen erfüllen:

Zeitliche Verfügbarkeit
Jedes Aufsichtsratsmitglied stellt sicher, dass es die zur
ordnungsgemäßen Erfüllung des Aufsichtsratsmandats erfor-
derliche Zeit aufbringen kann. Dabei ist insbesondere zu
berücksichtigen, dass in der Regel vier bis sechs Aufsichtsrats-
sitzungen jährlich stattfinden, die jeweils angemessener Vorbe-
reitung bedürfen, insbesondere im Fall der Prüfung der Jahres-
und Konzernabschlussunterlagen. Abhängig von der Mitglied-
schaft in einem oder mehreren Ausschüssen entsteht zusätz-
licher Zeitaufwand für die Vorbereitung und die Teilnahme an
den Ausschusssitzungen. Zur Behandlung von Sonderthemen
können schließlich zusätzliche außerordentliche Sitzungen des
Aufsichtsrats oder der Ausschüsse erforderlich werden.

Zugehörigkeitsdauer und Altersgrenze
Zur Wahl als Mitglied des Aufsichtsrats sollen in der Regel nur
Personen vorgeschlagen werden, die zum Zeitpunkt der Wahl
das 70. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Die Zugehö-
rigkeit zum Aufsichtsrat soll in der Regel drei volle Amtszeiten
nicht überschreiten.

Anforderungen und Ziele für das Gesamtgremium
Im Hinblick auf die Zusammensetzung des Gesamtgremiums
strebt der Aufsichtsrat – auch im Interesse der Diversität – eine
Zusammensetzung an, bei der sich die Mitglieder im Hinblick
auf ihren persönlichen und beruflichen Hintergrund, ihre Erfah-
rungen und ihre Fachkenntnisse ergänzen, damit das Gesamt-
gremium auf ein möglichst breites Spektrum unterschiedlicher
Erfahrungen und Spezialkenntnisse zurückgreifen kann.

Allgemeine Anforderungen
Der Aufsichtsrat der HHLA muss jederzeit so zusammengesetzt
sein, dass seine Mitglieder insgesamt über die zur ordnungs-
gemäßen Wahrnehmung der Aufgaben des Aufsichtsrats erfor-
derlichen Kenntnisse, Fähigkeiten und fachlichen Erfahrungen
verfügen. Die Mitglieder des Aufsichtsrats müssen ferner in ihrer

Entscheidung des Aufsichtsrats über den die Immobilien-
sparte betreffenden Vorschlag des Vorstands zur Verwen-
dung des Bilanzgewinns.

hinreichende Sachkenntnis, d. h. die Fähigkeit, die norma-
lerweise im Aufsichtsrat anfallenden Aufgaben wahrnehmen
zu können;

Leistungsbereitschaft, Integrität und Persönlichkeit;

allgemeines Verständnis des Geschäfts der HHLA,
einschließlich des Marktumfelds und der Kundenbedürf-
nisse;

unternehmerische bzw. betriebliche Erfahrung, für die
Anteilseignervertreter idealerweise in Form von Erfahrung
aus der Tätigkeit in Unternehmensleitungen, als leitender
Angestellter oder in Aufsichtsgremien;

Einhaltung der Mandatsgrenzen nach § 100 AktG und nach
Ziffer 5.4.5 Satz 2 DCGK.
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Gesamtheit mit dem Logistiksektor, insbesondere den Berei-
chen Hafenlogistik und Intermodal, sowie dem Immobiliensek-
tor vertraut sein; und mindestens ein Mitglied des Aufsichtsrats
muss über Sachverstand auf den Gebieten Rechnungslegung
oder Abschlussprüfung verfügen.

Spezifische Kenntnisse und Erfahrungen
Der Aufsichtsrat der HHLA soll in seiner Gesamtheit alle
Kompetenzfelder abdecken, die für eine effektive Wahrneh-
mung seiner Aufgaben erforderlich sind. Das beinhaltet –
entsprechend dem Geschäftsmodell des Unternehmens –
insbesondere vertiefte Kenntnisse und Erfahrungen:

Der Aufsichtsrat strebt eine Besetzung an, bei der für jeden
der vorstehend genannten Aspekte zumindest ein Mitglied als
kompetenter Ansprechpartner zur Verfügung steht.

Unabhängigkeit und Interessenkonflikte
Unter Berücksichtigung der unternehmensspezifischen Situa-
tion der HHLA und der Eigentümerstruktur sollen dem
Aufsichtsrat auf Seiten der Anteilseigner mindestens zwei unab-
hängige Mitglieder i. S. v. Ziffer 5.4.2 DCGK angehören. Der
Aufsichtsrat geht ferner davon aus, dass der Umstand der
Arbeitnehmervertretung oder eines Beschäftigungsverhältnis-
ses als solcher die Unabhängigkeit der Arbeitnehmervertreter
nicht in Frage stellt und dass die Arbeitnehmervertreter daher
nicht per se als abhängig zu betrachten sind, sondern jeweils
die Umstände des Einzelfalls maßgeblich sind.

Zur Vermeidung potenzieller Interessenkonflikte sollen dem
Aufsichtsrat nicht mehr als zwei ehemalige Vorstandsmitglieder
angehören. Dem Aufsichtsrat sollen außerdem keine Personen
angehören, die Organfunktion oder Beratungsaufgaben bei
wesentlichen Wettbewerbern des Unternehmens ausüben.

Sofern im Einzelfall Interessenkonflikte auftreten – insbesondere
solche, die aufgrund einer Beratungs- oder Organfunktion bei
Kunden, Lieferanten, Kreditgebern oder sonstigen Dritten

entstehen können –, ist das betreffende Aufsichtsratsmitglied
verpflichtet, dies dem Aufsichtsrat gegenüber offenzulegen.
Über aufgetretene Interessenkonflikte und deren Behandlung
informiert der Aufsichtsrat in seinem jährlichen Bericht an die
Hauptversammlung. Wesentliche und nicht nur vorüberge-
hende Interessenkonflikte eines Aufsichtsratsmitglieds sollen
zur Beendigung des Mandats führen.

Vielfalt (Diversity)
Der Aufsichtsrat der HHLA setzt sich zu jeweils mindestens
30 % aus Frauen und Männern zusammen. Darüber hinaus
verfolgt der Aufsichtsrat das Ziel, mittelfristig einen Frauenanteil
der Anteilseignervertreter von mindestens 40 % zu erreichen.

Daneben spiegelt sich die Vielfalt (Diversity) im Aufsichtsrat u. a.
im individuellen beruflichen Werdegang und Tätigkeitsbereich
sowie im unterschiedlichen Erfahrungshorizont seiner Mitglieder
(z. B. Branchenerfahrung) wider. Der Aufsichtsrat strebt inso-
weit im Interesse der Diversität eine Zusammensetzung an,
bei der sich die Mitglieder im Hinblick auf ihren Hintergrund,
ihre Erfahrungen und ihre Fachkenntnisse ergänzen. Dabei wird
auch angestrebt, dass ein Teil der Mitglieder über einen interna-
tionalen Erfahrungshorizont verfügt.

Stand der Umsetzung und künftige
Berücksichtigung
In der derzeitigen Zusammensetzung des Aufsichtsrats sind
die vorstehenden Ziele erfüllt. Der Aufsichtsrat setzt sich aus
Personen mit unterschiedlichem beruflichem Werdegang,
Erfahrungshorizont und unterschiedlicher Expertise zusammen,
darunter auch Mitglieder mit nennenswerter internationaler
Erfahrung. Der Frauenanteil von 30 % wird erfüllt. Die Alters-
grenze wurde bei der jeweiligen Wahl von keinem Mitglied über-
schritten. Kein Aufsichtsratsmitglied gehört dem Aufsichtsrat
länger als drei Amtszeiten an. Mit dem Aufsichtsratsvorsitzen-
den Herrn Prof. Dr. Grube und Herrn Dr. Kloppenburg gehören
dem Aufsichtsrat auf Seiten der Anteilseigner derzeit zwei
unabhängige Mitglieder an. Herr Dr. Kloppenburg verfügt
zudem über besonderen Sachverstand und Erfahrungen auf
den Gebieten Rechnungslegung, Abschlussprüfung und
interne Kontrollverfahren und erfüllt damit die Anforderungen
der §§ 100 Abs. 5 und 107 Abs. 4 AktG sowie von Ziffer 5.3.2
Abs. 3 DCGK.

Der Nominierungsausschuss und der Aufsichtsrat werden die
vorstehenden Anforderungen und Ziele bei der Nachfolgepla-
nung, der Suche nach geeigneten Kandidatinnen und Kandi-
daten und ihren Vorschlägen zur Wahl von Aufsichtsratsmit-
gliedern an die Hauptversammlung berücksichtigen und gleich-
zeitig die Ausfüllung des Kompetenzprofils für das Gesamt-
gremium anstreben. Dies gilt auch für die Nachbesetzung der
mit dem Ausscheiden von Herrn Westhagemann am 6. Februar
2019 frei gewordenen Position. Der Aufsichtsrat wird der
Hauptversammlung am 18. Juni 2019 – nach Vorbereitung
durch den Nominierungsausschuss – einen entsprechenden

in der Führung eines großen oder mittelgroßen, international
agierenden und börsennotierten Unternehmens;

im Logistikgeschäft, idealerweise den Bereichen Hafenlo-
gistik und Intermodal, einschließlich der relevanten Märkte
und der Kundenbedürfnisse;

in den Bereichen Betrieb und Technik, einschließlich IT-
Systemen und Digitalisierung;

im Immobiliengeschäft und dort in der Vermietung von
Büroimmobilien im Raum Hamburg;

in den Bereichen Recht, Corporate Governance und
Compliance;

im Controlling und im Risikomanagement sowie

in der Anwendung von Rechnungslegungsgrundsätzen und
internen Kontrollverfahren.

52 Zusammengefasster Lagebericht
Corporate Governance

HHLA-GESCHÄFTSBERICHT 2018



Wahlvorschlag unterbreiten. Die Hauptversammlung ist bei der
Wahl der Anteilseignervertreter allerdings nicht an das Anforde-
rungsprofil oder die Wahlvorschläge des Aufsichtsrats gebun-
den. Für die Arbeitnehmervertreter gilt ferner, dass dem
Aufsichtsrat kein Vorschlagsrecht bezüglich der Kandidatinnen
und Kandidaten zusteht und dass die wahlberechtigten Arbeit-
nehmer ebenfalls nicht an das Anforderungsprofil gebunden
sind.

Weitere Informationen
Weitere Informationen zur Tätigkeit des Aufsichtsrats und seiner
Ausschüsse sowie zur Zusammenarbeit mit dem Vorstand im
Berichtszeitraum finden sich im Bericht des Aufsichtsrats.
Zusätzliche Informationen zur Zusammensetzung des
Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse finden sich im Konzern-
anhang, Tz. 49, Organe und Mandate. Schließlich sind auf der
Website des Unternehmens unter www.hhla.de Lebensläufe
der amtierenden Mitglieder des Aufsichtsrats veröffentlicht, die
jährlich aktualisiert werden.

Angaben nach § 289f Abs. 2 Nr. 4 und 5 HGB
Der Aufsichtsrat der HHLA setzt sich nach § 96 Abs. 2 AktG
zu jeweils mindestens 30 % aus Frauen und Männern zusam-
men. Seit den Neuwahlen zum Aufsichtsrat im Juni 2017 gehö-
ren dem Aufsichtsrat vier Frauen an, von denen zwei der
Anteilseignerseite und zwei der Arbeitnehmerseite zuzurechnen
sind. Der Frauenanteil im Aufsichtsrat sowie auf Seiten der
Anteilseigner und der Arbeitnehmer beträgt somit zum
31. Dezember 2018 jeweils 33,3 %. Die gesetzlichen Vorgaben
sind mithin erfüllt.

Für den Frauenanteil im Vorstand hat der Aufsichtsrat bis zum
30. Juni 2022 eine Zielgröße von 25 % festgelegt. Diese Ziel-
größe ist erfüllt.

Im Hinblick auf die Zielvorgaben für den Frauenanteil in den
beiden Führungsebenen unterhalb des Vorstands hat der
Vorstand für beide Führungsebenen eine Zielgröße von 30 %
und als Frist für die Zielerreichung jeweils den 30. Juni 2022
festgelegt. Zum 31. Dezember 2018 betrug der Frauenanteil in
der ersten Führungsebene 27 % und in der zweiten Führungs-
ebene 22 %. Die Nichterreichung der Ziele beruhte jeweils
primär darauf, dass in der bisher vergleichsweise kurzen Zeit
für die Zielerreichung nicht genügend Stellen nachzubesetzen
waren.

Aktionäre und Hauptversammlung
Die Aktionäre nehmen ihre Rechte in der Hauptversammlung
wahr und üben dort ihr Stimmrecht aus. Die Hauptversamm-
lung findet innerhalb der ersten acht Monate eines jeden
Geschäftsjahres statt. Jede Aktie gewährt in der Hauptver-
sammlung eine Stimme. Aktien mit Mehrfachstimmrechten
oder Vorzugsaktien sowie Höchststimmrechte bestehen nicht.

Die Aktionäre haben die Möglichkeit, ihr Stimmrecht in der
Hauptversammlung selbst auszuüben oder es durch einen
Bevollmächtigten ihrer Wahl oder durch weisungsgebundene
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft ausüben zu lassen. Der
Vorstand ist darüber hinaus nach Maßgabe der Satzung
ermächtigt, den Aktionären die Ausübung ihres Stimmrechts
auch schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation zu
ermöglichen (Briefwahl). In der Einladung zur Hauptversamm-
lung werden insbesondere die Teilnahmebedingungen, das
Verfahren für die Stimmabgabe (auch durch Bevollmächtigte)
und die Rechte der Aktionäre erläutert. Außerdem hat die
Gesellschaft eine Hotline für Fragen der Aktionäre eingerichtet.

Die vom Gesetz für die Hauptversammlung verlangten Berichte
und Unterlagen einschließlich des Geschäftsberichts werden
zusammen mit der Tagesordnung auf der Internetseite der
Gesellschaft unter www.hhla.de/hauptversammlung veröf-
fentlicht. Im Anschluss an die Hauptversammlung finden sich
dort auch die Präsenz und die Abstimmungsergebnisse.

Transparenz
Die Teilnehmer am Kapitalmarkt und die interessierte Öffent-
lichkeit werden von der HHLA über die Lage der Gesellschaft
und des Konzerns sowie über wesentliche Geschäftsereignisse
insbesondere durch die Finanzberichte (Geschäftsbericht,
Halbjahresfinanzbericht und Quartalsmitteilungen), Analysten-
und Bilanzpressekonferenzen, Analysten- und Pressegesprä-
che, Presse- und ggf. Ad-hoc-Mitteilungen sowie in den Haupt-
versammlungen unterrichtet. Ein ständig nutzbares und aktu-
elles Kommunikationsmedium ist die Internetseite
www.hhla.de , die alle relevanten Informationen in deutscher
und englischer Sprache verfügbar macht. Neben umfangrei-
chen Informationen zum HHLA-Konzern und zur HHLA-Aktie
ist dort auch der Finanzkalender zu finden, der im Einklang mit
Ziffer 6.2 DCGK einen Überblick über wichtige Termine bietet.
Darüber hinaus ist die Investor-Relations-Abteilung Ansprech-
partner für Fragen von Aktionären, Investoren und Analysten.

Rechnungslegung und Abschlussprüfung
Der Einzelabschluss der HHLA (AG-Abschluss) wird nach den
Rechnungslegungsvorschriften des deutschen Handelsgesetz-
buchs (HGB) erstellt. Der Konzernabschluss und die Zwischen-
berichte folgen den Regeln der International Financial Reporting
Standards (IFRS), wie sie in der Europäischen Union anzuwen-
den sind, und den nach § 315e Abs. 1 HGB ergänzend anzu-
wendenden Vorschriften des HGB. Nähere Erläuterungen zu
den IFRS enthält dieser Geschäftsbericht im Konzernanhang,
Allgemeine Erläuterungen. Grundlage für die Gewinnverwen-
dung ist allein der AG-Abschluss.
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Die Auswahl des Abschlussprüfers, seine Beauftragung, die
Überwachung seiner Unabhängigkeit sowie der von ihm
zusätzlich erbrachten Leistungen erfolgen im Einklang mit den
gesetzlichen Vorgaben. Darüber hinaus wurde mit dem
Abschluss- und Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr
2018, der PricewaterhouseCoopers GmbH Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft, Hamburg, vereinbart, dass der Vorsitzende
des Prüfungsausschusses unverzüglich über während der
Prüfung auftretende mögliche Ausschluss- oder Befangenheits-
gründe unterrichtet wird, soweit diese nicht unverzüglich besei-
tigt werden. Der Abschlussprüfer soll ferner unverzüglich über
alle für die Aufgaben des Aufsichtsrats wesentlichen Feststel-
lungen und Vorkommnisse berichten, die bei der Durchführung
der Abschlussprüfung zu seiner Kenntnis gelangen. Darüber
hinaus hat der Abschlussprüfer den Aufsichtsrat zu informieren
bzw. im Prüfungsbericht zu vermerken, wenn er bei der Durch-
führung der Abschlussprüfung Tatsachen feststellt, die eine
Unrichtigkeit der nach § 161 AktG abgegebenen Entspre-
chenserklärung ergeben. Die Abschlussprüfung wird mit einer
Erweiterung der Prüfung nach § 53 Haushaltsgrundsätzegesetz
(HGrG) durchgeführt. Hierzu sind im Rahmen der Jahresab-
schlussprüfung die Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung
sowie die wirtschaftlichen Verhältnisse zu prüfen und zu beur-
teilen.

Eigengeschäfte von Führungskräften
Im Geschäftsjahr 2018 sind der Gesellschaft durch ihre Organ-
mitglieder keine meldepflichtigen Geschäfte mit HHLA-Aktien
oder diesbezüglichen Finanzinstrumenten im Sinne der Markt-
missbrauchsverordnung (Verordnung (EU) Nr. 596/2014 des
Europäischen Parlaments und des Rates) mitgeteilt worden.

Vergütungsbericht
Vergütung des Vorstands
Das Vergütungssystem für den Vorstand der HHLA soll zu einer
erfolgreichen und nachhaltigen Unternehmensentwicklung
beitragen. Die Festlegung des Vergütungssystems für den
Vorstand, die regelmäßige Überprüfung und ggf. Anpassung
des Vergütungssystems und die Festlegung der individuellen
Vorstandsvergütung erfolgen – nach Vorbereitung durch den
Personalausschuss – durch den Aufsichtsrat. Personalaus-
schuss und Aufsichtsrat orientieren sich bei ihren Entscheidun-
gen im Einklang mit den Empfehlungen des Deutschen Corpo-
rate Governance Kodex neben den Aufgaben und Leistungen
des jeweiligen Vorstandsmitglieds insbesondere an der Größe
und der Tätigkeit der HHLA, ihrer wirtschaftlichen und finanzi-
ellen Lage sowie an Höhe und Struktur der Vorstandsvergü-
tung bei vergleichbaren Unternehmen und dem Verhältnis der
Vorstandsvergütung zur Vergütung des oberen Führungskrei-
ses und der Belegschaft.

Nach dem geltenden Vergütungssystem für die Mitglieder des
Vorstands, das zuletzt im Geschäftsjahr 2015 leicht modifiziert
wurde und in dieser Fassung seit dem 1. Januar 2017 für

alle Vorstandsmitglieder gilt, setzt sich die Vergütung der
Vorstandsmitglieder aus einer erfolgsunabhängigen Festvergü-
tung, einer erfolgsabhängigen Tantieme, Pensionszusagen und
Nebenleistungen zusammen.

Die Festvergütung beträgt für ordentliche Vorstandsmitglieder
350.000 € p. a. und wird in zwölf monatlichen Teilbeträgen
ausgezahlt. Der bzw. die Vorsitzende des Vorstands erhält eine
erhöhte Grundvergütung. Hinzu kommen jeweils Nebenleistun-
gen (Sachbezüge) in Gestalt eines Anspruchs auf (auch private)
Nutzung eines angemessenen Dienstwagens und die Über-
nahme von Versicherungsprämien. Die Nebenleistungen sind
als Vergütungsbestandteile von den Mitgliedern des Vorstands
zu versteuern.

Die erfolgsabhängige Tantieme wird grundsätzlich auf der Basis
einer dreijährigen Bemessungsgrundlage festgelegt und nach
Feststellung des Jahresabschlusses ausgezahlt. Grundlage der
Berechnung sind das durchschnittliche Ergebnis der vergange-
nen drei Jahre vor Zinsen und Steuern (EBIT) vor Zuführung
zu den Pensionsrückstellungen, vermindert um außerordentli-
che Erträge aus Grundstücks- und Firmenveräußerungen, die
durchschnittliche Kapitalrentabilität (ROCE) sowie die Errei-
chung von Zielen in den Bereichen Umwelt (Reduzierung des
CO2-Wertes pro umgeschlagenem und transportiertem Contai-
ner) und Soziales (mit den Komponenten Aus- und Fortbildung,
Gesundheit und Beschäftigung) in dem gleichen Betrachtungs-
zeitraum. Dabei wurden für jede der Nachhaltigkeitskompo-
nenten Zielkorridore festgelegt, deren Erreichen eine entspre-
chende Tantieme auslöst. Die Berechnungskomponente EBIT
einerseits und die vorstehend beschriebenen Nachhaltigkeits-
komponenten andererseits werden dabei etwa hälftig gewich-
tet. Die variable Vergütung ist insgesamt auf 100 % der Fest-
vergütung begrenzt.

Pensionszusagen existieren für diejenigen Vorstandsmitglieder,
die dem Vorstand seit mehr als drei Jahren angehören. Nach
den Pensionszusagen erhalten die Vorstandsmitglieder ein
Ruhegehalt, wenn sie nach mindestens fünf oder acht Jahren
Vorstandstätigkeit aus einem nicht in ihrer Person liegenden
bzw. nicht zu vertretenden Grund, infolge von Dienstunfähigkeit
oder infolge Alters ausscheiden. Das Ruhegehalt bestimmt sich
nach einem prozentualen Anteil am ruhegehaltsfähigen Gehalt,
das sich am Jahresgrundgehalt orientiert. Der prozentuale
Anteil liegt je nach Dienstzeit des Vorstandsmitglieds zwischen
35 und 50 %, wobei Anpassungen grundsätzlich nicht linear
über die Vertragslaufzeit, sondern jeweils im Rahmen von
Vertragsverlängerungen vorgenommen werden. Angerechnet
werden einzelfallabhängig verschiedene Einkünfte wie z. B. aus
selbstständiger oder nichtselbstständiger Arbeit und teilweise
auch solche aus der gesetzlichen Rentenversicherung und
Versorgungsbezüge aus öffentlichen Mitteln. Hinterbliebene
Ehepartner von Vorstandsmitgliedern erhalten ein Witwengeld
von 55 bis 60 % des Ruhegehalts und Kinder ein Waisengeld
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von 12 bis 20 % des Ruhegehalts. Sollte der Anspruch auf das
Ruhegehalt ruhen oder nicht bestehen, wird zeitlich begrenzt
ein Übergangs- bzw. Überbrückungsgeld in Abhängigkeit von
der Festvergütung gezahlt. Im Rahmen der Erstbestellung
(i. d. R. drei Jahre) erfolgt in der Regel keine Pensionszusage,
sondern eine individuelle Regelung, etwa in Gestalt der Über-
nahme von Beiträgen für eine Direktversicherung oder die
Zahlung eines bestimmten Betrages zur zweckgebundenen
Verwendung für eine private Altersvorsorge.

Die Dienstverträge der Vorstandsmitglieder enthalten eine
Regelung, die im Falle eines Verlusts des Vorstandsmandats
ohne wichtigen Grund (einschließlich einer Beendigung
aufgrund eines Kontrollwechsels (Change of Control)) die
Zahlung einer Abfindung an das jeweilige Vorstandsmitglied
vorsieht. Die Abfindung ist dabei jeweils – im Einklang mit den

Empfehlungen des Deutschen Corporate Governance Kodex –
auf maximal zwei Jahresvergütungen (einschließlich Nebenleis-
tungen) und zudem auf die Gesamtvergütung für die Restlauf-
zeit des Anstellungsvertrags begrenzt.

Kredite oder vergleichbare Leistungen wurden den Vorstands-
mitgliedern nicht gewährt. Insgesamt betrug die ausgezahlte
Gesamtvergütung der Mitglieder des Vorstands für die Tätigkeit
im Geschäftsjahr 2018 rund 3,0 Mio. € (im Vorjahr: 2,93 Mio. €).
Frühere Vorstandsmitglieder und ihre Hinterbliebenen erhielten
Versorgungsbezüge in Höhe von 1.008.923 € (im Vorjahr:
931.633 €). Für die Pensionsverpflichtungen gegenüber frühe-
ren Mitgliedern des Vorstands und ihren Hinterbliebenen
wurden insgesamt 23.239.497 € (im Vorjahr: 24.241.804 €)
zurückgestellt.

Vergütungshöhe der Vorstände nach unterschiedlichen Szenarien

Stand: 31. Dezember 2018

0 % 
Minimum

100 % 
Maximum

Die Auszahlungshöhe der variablen Vergütung 
ist auf maximal 100 % der Festvergütung begrenzt.

Erfolgsabhängige 
Vergütung

Ø EBIT
(vor Pensionsrückstellungen, abzgl. außerordentlicher Erträge)

Berechnet auf Basis 
einer dreijährigen 
Bemessungsgrundlage Nachhaltigkeitsziele 

Wirtschaft Ø Rendite auf das eingesetzte Kapital (ROCE) 

Umwelt CO2-Reduzierung1

Soziales Aus- und Fortbildung, Gesundheit und Beschäftigung

Erfolgsunabhängige 
Vergütung 

 

Zuzüglich  
Nebenleistungen

1 Pro umgeschlagenem und transportiertem Container
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Individuelle Vergütung des Vorstands
Die nachstehende Darstellung folgt den Empfehlungen des Deutschen Corporate Governance Kodex (DCGK) nach Ziffer 4.2.5.

Angela Titzrath, Vorstandsvorsitzende

Gewährte Zuwendungen (Ziel) Zufluss (Auszahlung)

in € 2018 2018 Minimum 2018 Maximum 2017 2018 2017

Festvergütung 450.000 450.000 450.000 450.000 450.000 450.000

Nebenvergütung 13.859 13.859 13.859 12.248 13.859 12.248

Summe 463.859 463.859 463.859 462.248 463.859 462.248

Einjährige variable Vergütung1, 2 406.450 0 450.000 350.940 400.391 392.230

Sonstiges 0 0 0 0 0 0

Gesamtvergütung 870.309 463.859 913.859 813.188 864.250 854.478

Versorgungsaufwand3 355.898 355.898 355.898 354.032 355.898 354.032

Gesamtaufwand 1.226.207 819.757 1.269.757 1.167.220 1.220.148 1.208.510

Heinz Brandt, Vorstandsmitglied

Gewährte Zuwendungen (Ziel) Zufluss (Auszahlung)

in € 2018 2018 Minimum 2018 Maximum 2017 2018 2017

Festvergütung 350.000 350.000 350.000 350.000 350.000 350.000

Nebenvergütung 13.359 13.359 13.359 13.215 13.359 13.215

Summe 363.359 363.359 363.359 363.215 363.359 363.215

Einjährige variable Vergütung1, 2 326.450 0 350.000 282.815 323.974 324.813

Sonstiges 0 0 0 0 0 0

Gesamtvergütung 689.809 363.359 713.359 646.030 687.333 688.028

Versorgungsaufwand3, 4 269.655 269.655 269.655 265.932 269.655 265.932

Gesamtaufwand 959.464 633.014 983.014 911.961 956.988 953.960

Jens Hansen, Vorstandsmitglied (seit 1. April 2017)

Gewährte Zuwendungen (Ziel) Zufluss (Auszahlung)

in € 2018 2018 Minimum 2018 Maximum 2017 2018 2017

Festvergütung 350.000 350.000 350.000 262.500 350.000 262.500

Nebenvergütung 18.624 18.624 18.624 10.081 18.624 10.081

Summe 368.624 368.624 368.624 272.581 368.624 272.581

Einjährige variable Vergütung1, 2 350.000 0 350.000 230.393 350.000 257.048

Sonstiges 0 0 0 0 0 0

Gesamtvergütung 718.624 368.624 718.624 502.974 718.624 529.629

Versorgungsaufwand3 35.000 35.000 35.000 26.250 35.000 26.250

Gesamtaufwand 753.624 403.624 753.624 529.224 753.624 555.879

Dr. Roland Lappin, Vorstandsmitglied

Gewährte Zuwendungen (Ziel) Zufluss (Auszahlung)

in € 2018 2018 Minimum 2018 Maximum 2017 2018 2017

Festvergütung 350.000 350.000 350.000 350.000 350.000 350.000

Nebenvergütung 10.782 10.782 10.782 9.593 10.782 9.593

Summe 360.782 360.782 360.782 359.593 360.782 359.593

Einjährige variable Vergütung1, 2 326.450 0 350.000 282.815 323.974 324.813

Sonstiges 0 0 0 0 0 0

Gesamtvergütung 687.232 360.782 710.782 642.408 684.756 684.406

Versorgungsaufwand3 207.878 207.878 207.878 205.008 207.878 205.008

Gesamtaufwand 895.110 568.660 918.660 847.415 892.634 889.414

1 Bestandteile der erfolgsabhängigen Tantieme (EBIT und Nachhaltigkeitskomponenten) auf Basis einer dreijährigen Bemessungsgrundlage

2 Bei der Nachhaltigkeitskomponente wurde jeweils eine Zielerreichung von 100 % zugrunde gelegt und beim EBIT (basierend auf den jeweils zu Jahresbeginn am Kapitalmarkt
kommunizierten Prognosen) ein mittleres Wahrscheinlichkeitsszenario unterstellt.

3 Dienstzeitaufwand nach IAS 19 Service-Cost-Komponente für Pensionszusagen, Beiträge für Direktversicherungen oder zweckgebundener Beitrag für Altersversorgung (gemäß den
erläuternden Ausführungen zur Mustertabelle 1 in der Anlage zum DCGK)

4 Aufgrund der Entscheidung von Herrn Brandt, zum Ablauf des 31. März 2019 aus dem Vorstand auszuscheiden, sind zusätzlich versicherungsmathematische Verluste in Höhe von
1.020.105 € im Geschäftsjahr 2018 angefallen.
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Vergütung des Aufsichtsrats
Gemäß § 16 der Satzung der HHLA erhalten die Mitglieder
des Aufsichtsrats eine Vergütung, die von der Hauptversamm-
lung durch Beschluss festgelegt wird. Sie orientiert sich am
Tätigkeitsumfang der Aufsichtsratsmitglieder sowie an der wirt-
schaftlichen Lage und dem Erfolg des Unternehmens. Die
derzeitige Vergütungsregelung wurde in der Hauptversamm-
lung am 13. Juni 2013 beschlossen. Die Mitglieder des
Aufsichtsrats erhalten eine feste Vergütung von 13.500 € pro
Geschäftsjahr. Der Vorsitzende erhält das Dreifache, sein Stell-
vertreter das Eineinhalbfache dieses Betrags. Aufsichtsratsmit-
glieder, die einem Ausschuss angehören, erhalten zusätzlich
2.500 € pro Geschäftsjahr je Ausschuss, der Vorsitzende des
Ausschusses 5.000 €, insgesamt jedoch höchstens 10.000 €.
Aufsichtsratsmitglieder, die dem Aufsichtsrat oder einem
Ausschuss nicht während eines vollen Geschäftsjahres ange-

hört haben, erhalten eine entsprechende zeitanteilige Vergü-
tung. Des Weiteren erhalten Aufsichtsratsmitglieder für jede
Teilnahme an einer Sitzung des Aufsichtsrats oder eines seiner
Ausschüsse ein Sitzungsgeld in Höhe von 250 €. Eine variable
Vergütungskomponente ist nicht vorgesehen.

Kredite oder vergleichbare Leistungen wurden den Aufsichts-
ratsmitgliedern nicht gewährt. Jenseits der im Rahmen der
Anstellungsverträge der Arbeitnehmervertreter geschuldeten
marktüblichen Vergütungen wurden den Aufsichtsratsmitglie-
dern keine Vergütungen für persönliche Leistungen gewährt.
Im Berichtszeitraum betrugen die Gesamtbezüge der Mitglieder
des Aufsichtsrats 309.292 € (im Vorjahr: 303.938 €).

Individuelle Vergütung des Aufsichtsrats

Fixe Vergütung
Feste Vergütung für
Ausschusstätigkeit Sitzungsgelder Gesamt

in €1 2018 2017 2018 2017 2018 2017 2018 2017

Prof. Dr. Rüdiger Grube2 40.500 23.625 5.000 0 3.500 750 49.000 24.375

Prof. Dr. Peer Witten3 0 20.250 0 5.000 0 3.000 0 28.250

Berthold Bose2 20.250 11.813 2.500 0 3.500 750 26.250 12.563

Wolfgang Abel3 0 10.125 0 1.250 0 2.500 0 13.875

Torsten Ballhause3 0 6.750 0 3.750 0 3.000 0 13.500

Petra Bödeker-Schoemann4 6.750 13.500 3.750 6.250 1.000 2.750 11.500 22.500

Dr. Rolf Bösinger5 4.500 13.500 833 2.500 0 3.500 5.333 19.500

Dr. Bernd Egert3 0 6.750 0 3.750 0 1.500 0 12.000

Holger Heinzel3 0 6.750 0 1.250 0 1.000 0 9.000

Dr. Norbert Kloppenburg 13.500 13.500 7.500 6.250 3.750 3.250 24.750 23.000

Andreas Kummer3 0 6.750 0 3.750 0 3.250 0 13.750

Thomas Lütje2 13.500 7.875 2.500 833 2.000 1.000 18.000 9.708

Dr. Wibke Mellwig6 3.375 0 0 0 250 0 3.625 0

Thomas Mendrzik2 13.500 7.875 10.000 2.500 4.750 1.750 28.250 12.125

Thomas Nahr3 0 6.750 0 2.500 0 1.500 0 10.750

Dr. Isabella Niklas7 7.875 0 3.125 0 1.750 0 12.750 0

Norbert Paulsen 13.500 13.500 10.000 5.000 5.250 3.500 28.750 22.000

Sonja Petersen2 13.500 7.875 5.000 1.667 3.000 250 21.500 9.792

Dr. Sibylle Roggencamp 13.500 13.500 10.000 8.750 5.000 4.500 28.500 26.750

Maya Schwiegershausen-Güth2 13.500 7.875 0 0 1.750 250 15.250 8.125

Dr. Torsten Sevecke7 7.875 0 1.458 0 2.250 0 11.583 0

Michael Westhagemann2 13.500 7.875 7.500 2.500 3.250 2.000 24.250 12.375

Gesamtaufwand 199.125 206.438 69.166 57.500 41.000 40.000 309.292 303.938

1 Sämtliche Beträge ohne Mehrwertsteuer

2 Seit 21. Juni 2017 (Hauptversammlung 2017)

3 Bis 21. Juni 2017 (Hauptversammlung 2017)

4 Bis 12. Juni 2018 (Hauptversammlung 2018)

5 Bis 20. April 2018

6 21. April 2018 bis 12. Juni 2018 (Hauptversammlung 2018)

7 Seit 12. Juni 2018 (Hauptversammlung 2018)
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Übernahmerechtliche Angaben und
erläuternder Bericht
1. Das gezeichnete Kapital der Gesellschaft beträgt
72.753.334,00 €. Es ist eingeteilt in 72.753.334 auf den Namen
lautende Stückaktien mit einem rechnerischen Anteil am
Grundkapital der Gesellschaft von jeweils 1,00 €, davon
70.048.834 A-Aktien und 2.704.500 S-Aktien (Aktiengattun-
gen). Die S-Aktien vermitteln eine Beteiligung allein am Ergebnis
und Vermögen der S-Sparte, während die A-Aktien allein eine
Beteiligung am Ergebnis und Vermögen der A-Sparte vermit-
teln. Die S-Sparte umfasst den Teil des Unternehmens, der sich
mit dem Erwerb, dem Halten, der Veräußerung, der Vermie-
tung, der Verwaltung und der Entwicklung von nicht hafen-
umschlagspezifischen Immobilien befasst (Teilkonzern Immobi-
lien). Sämtliche übrigen Teile des Unternehmens bilden die A-
Sparte (Teilkonzern Hafenlogistik). Die Dividendenberechtigung
der Inhaber von S-Aktien richtet sich nach der Höhe des der
S-Sparte zuzurechnenden Teils des Bilanzgewinns, die Dividen-
denberechtigung der Inhaber von A-Aktien richtet sich nach der
Höhe des verbleibenden Teils des Bilanzgewinns (§ 4 Abs. 1
der Satzung). Jede Aktie gewährt in der Hauptversammlung
eine Stimme (§ 20 Abs. 1 der Satzung) und vermittelt die übli-
chen durch das AktG und die Satzung verbrieften Rechte und
Pflichten. Sofern das Gesetz die Fassung eines Sonderbe-
schlusses durch Aktionäre einer Gattung vorschreibt, sind nur
die Inhaber von Aktien dieser Gattung stimmberechtigt.

2. Beschränkungen, die Stimmrechte oder die Übertragung
von Aktien betreffen, auch solche aus Vereinbarungen zwischen
Gesellschaftern, bestehen nach Kenntnis des Vorstands nicht.

3. Für Angaben zu direkten oder indirekten Beteiligungen am
Kapital, die zehn vom Hundert der Stimmrechte überschreiten.
Konzernanhang, Tz. 35 Eigenkapital und Tz. 48 Angaben über
Beziehungen zu nahestehenden Unternehmen und Personen

4. Aktien mit Sonderrechten, die Kontrollbefugnisse verleihen,
bestehen nicht.

5. Arbeitnehmer, die am Kapital der Gesellschaft beteiligt sind,
üben ihre Aktionärsrechte nach freiem Ermessen aus; es
besteht keine Stimmrechtskontrolle.

6.1 Gemäß § 8 Satz 1 der Satzung der Gesellschaft besteht
der Vorstand aus zwei oder mehr Personen. Die Ernennung
und die Abberufung der Vorstandsmitglieder erfolgen nach
Maßgabe von § 84 AktG in Verbindung mit § 31 MitbestG und
§ 8 der Satzung durch den Aufsichtsrat.

6.2 Die Satzung kann durch Beschluss der Hauptversamm-
lung geändert werden. Die Hauptversammlung beschließt
gemäß §§ 179, 133 AktG und § 22 der Satzung über
Satzungsänderungen mit der einfachen Mehrheit der abge-
gebenen Stimmen und, soweit außer der Stimmenmehrheit

eine Kapitalmehrheit erforderlich ist, mit einfacher Mehrheit des
bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals. Soweit
gesetzlich für bestimmte Satzungsänderungen zwingend eine
größere Stimmen- bzw. Kapitalmehrheit vorgeschrieben ist, gilt
die gesetzlich geforderte Mehrheit. Nach § 11 Abs. 4 der
Satzung ist der Aufsichtsrat ermächtigt, Änderungen der
Satzung zu beschließen, die nur ihre Fassung betreffen. Sofern
durch eine Satzungsänderung bei einer Kapitalerhöhung oder
bei Maßnahmen nach dem Umwandlungsgesetz das Verhältnis
zwischen A- und S-Aktien geändert werden soll, ist jeweils ein
Sonderbeschluss der betroffenen A- bzw. S-Aktionäre gemäß
§ 138 AktG erforderlich. Änderungen der Satzung werden mit
Eintragung in das Handelsregister wirksam.

7.1 Der Vorstand wurde von der Hauptversammlung am
21. Juni 2017 ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft
mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 20. Juni 2022 durch
Ausgabe von bis zu 35.024.417 neuen, auf den Namen lauten-
den A-Aktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmalig oder
mehrmals um bis zu 35.024.417,00 € zu erhöhen (Genehmig-
tes Kapital I, vgl. § 3 Abs. 4 der Satzung). Dabei ist das gesetz-
liche Bezugsrecht der S-Aktionäre ausgeschlossen. Darüber
hinaus ist der Vorstand berechtigt, mit Zustimmung des
Aufsichtsrats auch das gesetzliche Bezugsrecht der A-Aktio-
näre in den im Beschluss näher definierten Fällen auszuschlie-
ßen, z. B. bei der Ausgabe gegen Sacheinlagen oder bei der
Ausgabe gegen Bareinlagen, sofern der Ausgabepreis den
Börsenpreis der bereits notierten A-Aktien im Zeitpunkt der
Ausgabe nicht wesentlich unterschreitet und der auf die neuen
A-Aktien entfallende Anteil am Grundkapital nicht mehr als
10 % beträgt. Die Ausgabe neuer A-Aktien unter Ausschluss
des Bezugsrechts der A-Aktionäre ist ferner insgesamt auf
20 % des auf die A-Aktien entfallenden Grundkapitals begrenzt,
wobei für Zwecke der 20 %-Grenze auch sämtliche A-Aktien
anzurechnen sind, die unter anderen Ermächtigungen unter
Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben wurden oder
auszugeben sind.

7.2 Der Vorstand ist darüber hinaus gemäß § 3 Abs. 5 der
Satzung ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft mit
Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 20. Juni 2022 durch
Ausgabe von bis zu 1.352.250 neuen, auf den Namen lauten-
den S-Aktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen einmalig oder
mehrmals um bis zu 1.352.250,00 € zu erhöhen (Genehmigtes
Kapital II, vgl. § 3 Abs. 5 der Satzung). Dabei ist das gesetzliche
Bezugsrecht der Inhaber von A-Aktien ausgeschlossen. Der
Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats
auch das gesetzliche Bezugsrecht der Inhaber von S-Aktien
auszuschließen, soweit es zum Ausgleich von Spitzenbeträgen
erforderlich ist.

7.3 Der Vorstand wurde von der Hauptversammlung am
16. Juni 2016 ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats
bis zum 16. Juni 2019 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber
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oder auf den Namen lautende Options- und/oder Wandel-
schuldverschreibungen oder Kombinationen dieser Instrumente
(im Folgenden zusammenfassend auch „Schuldverschreibun-
gen“) zu begeben und den Inhabern bzw. Gläubigern von
Schuldverschreibungen Options- bzw. Wandlungsrechte auf
bis zu 10.000.000 neue, auf den Namen lautende A-Aktien
der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag am Grundkapital
von jeweils 1,00 € nach näherer Maßgabe der Options- bzw.
Wandelanleihebedingungen zu gewähren. Der Gesamtnennbe-
trag der im Rahmen dieser Ermächtigung auszugebenden
Schuldverschreibungen darf insgesamt 200.000.000,00 € nicht
übersteigen. Die Schuldverschreibungen werden in jeweils
gleichberechtigte und gleichrangige Teilschuldverschreibungen
eingeteilt. Die jeweiligen Bedingungen der Schuldverschreibun-
gen können auch eine Options- bzw. Wandlungspflicht sowie
ein Andienungsrecht des Emittenten zur Lieferung von A-Aktien
der Gesellschaft zum Ende der Laufzeit oder zu einem früheren
Zeitpunkt vorsehen. Das Bezugsrecht der S-Aktionäre ist
ausgeschlossen. Darüber hinaus kann mit Zustimmung des
Aufsichtsrats auch das Bezugsrecht der A-Aktionäre auf die
Teilschuldverschreibungen ganz oder teilweise ausgeschlossen
werden, um Spitzenbeträge auszugleichen, zur Gewährung von
Bezugsrechten an Inhaber bzw. Gläubiger von ausstehenden
Optionsrechten bzw. Schuldverschreibungen und sofern
Schuldverschreibungen gegen bar ausgegeben werden, wobei
auf die Schuldverschreibungen mit einem Wandlungs- bzw.
Optionsrecht bzw. einer Wandlungspflicht oder einem Andie-
nungsrecht des Emittenten auf A-Aktien nicht mehr als ein
anteiliger Betrag von 10 % des auf die A-Aktien entfallenden
Grundkapitals entfallen darf. Die Ausgabe unter Ausschluss des
Bezugsrechts der A-Aktionäre ist ferner insgesamt auf 20 %
des auf die A-Aktien entfallenden Grundkapitals begrenzt,
wobei für Zwecke der 20 %-Grenze auch sämtliche A-Aktien
anzurechnen sind, die unter anderen Ermächtigungen unter
Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben wurden oder noch
auszugeben sind. Für die Bedienung der Wandlungs- und Opti-
onsrechte bzw. -pflichten sowie etwaiger Andienungsrechte
steht ein bedingtes Kapital von 10.000.000,00 € zur Verfügung,
das die Ausgabe von bis zu 10.000.000 neuen, auf den Namen
lautenden A-Aktien ermöglicht (vgl. § 3 Abs. 6 der Satzung).

7.4 Die Gesellschaft wurde in der Hauptversammlung am
16. Juni 2016 ermächtigt, bis zum 15. Juni 2021 eigene A-
Aktien im Umfang von insgesamt bis zu 10 % des im Zeitpunkt
der Beschlussfassung – oder, falls dieser Betrag geringer ist,
des im Zeitpunkt der Ausnutzung der Ermächtigung – auf die
A-Aktien entfallenden Teils des Grundkapitals der Gesellschaft
zu erwerben. Die Ermächtigung darf zu allen gesetzlich zulässi-
gen Zwecken, nicht aber zum Zwecke des Handels in eigenen
Aktien ausgenutzt werden. Der Erwerb kann nach Wahl des
Vorstands über die Börse, mittels eines an sämtliche A-Aktio-
näre gerichteten öffentlichen Kaufangebots oder mittels einer
öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Verkaufsangeboten
erfolgen. Der Vorstand wurde weiterhin ermächtigt, A-Aktien

der Gesellschaft, die aufgrund vorstehender Ermächtigung
erworben werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats neben
der Veräußerung über die Börse oder durch Angebot an alle
Aktionäre im Verhältnis ihrer Beteiligungsquoten zu allen
gesetzlich zugelassenen Zwecken zu verwenden. Zulässig sind
danach insbesondere auch die Veräußerung gegen Barleistung
zu einem Preis, der den Börsenkurs von Aktien der Gesellschaft
gleicher Ausstattung zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht
wesentlich unterschreitet, die Verwendung zur Erfüllung von
Umtauschrechten oder -pflichten von Inhabern bzw. Gläubigern
aus von der Gesellschaft oder von Gesellschaften, an denen
die Gesellschaft eine Mehrheitsbeteiligung hält, ausgegebenen
Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen, die
Ausgabe bzw. das Angebot zum Erwerb an Mitarbeiter der
Gesellschaft oder an Mitarbeiter oder Organmitglieder eines mit
ihr verbundenen Unternehmens, die Veräußerung gegen Sach-
leistungen an Dritte sowie die Einziehung, auch im vereinfach-
ten Verfahren gemäß § 237 Abs. 3 – 5 AktG. In den genannten
Fällen – mit Ausnahme der Einziehung – ist zudem das Bezugs-
recht der Aktionäre auf die eigenen Aktien ausgeschlossen. Mit
Ausnahme der Veräußerung gegen Sachleistungen sowie der
Einziehung gilt dabei jeweils, dass die unter Ausschluss des
Bezugsrechts veräußerten bzw. verwendeten A-Aktien insge-
samt höchstens 10 % des auf die A-Aktien entfallenden Teils
des Grundkapitals ausmachen dürfen.

Die weiteren Einzelheiten der in Ziffer 7.1 bis 7.4 genannten
Ermächtigungen, insbesondere die Konditionen des Erwerbs
bzw. der Ausgabe von Aktien, die Möglichkeiten zum Bezugs-
rechtsausschluss sowie deren Grenzen, ergeben sich aus den
jeweiligen Ermächtigungsbeschlüssen und – für die in Ziffer 7.1
bis 7.3 genannten Ermächtigungen – aus § 3 der Satzung.

7.5 Die Gesellschaft ist gemäß § 6 der Satzung und § 237
Abs. 1 AktG ermächtigt, A- oder S-Aktien gegen Zahlung eines
angemessenen Einziehungsentgelts einzuziehen, sofern und
soweit diejenigen Aktionäre, deren Aktien eingezogen werden
sollen, ihre Zustimmung hierzu erteilen.

8. Die folgenden wesentlichen Vereinbarungen enthalten
Regelungen für den Fall eines Kontrollwechsels, wie er unter
anderem infolge eines Übernahmeangebots eintreten kann:

Die Gesellschaft hat im September 2015 drei Schuldschein-
darlehen mit einem Gesamtvolumen von 53 Mio. € aufgenom-
men sowie insgesamt 44 Namensschuldverschreibungen im
Gesamtnennbetrag von 22 Mio. € ausgegeben. Die Schuld-
scheindarlehen und die Namensschuldverschreibungen sind
jeweils in Teilbeträgen in der Zeit vom 30. September 2022 bis
zum 30. September 2025 bzw. in der Zeit vom 30. September
2027 bis zum 30. September 2030 zur Rückzahlung fällig.
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Im Oktober 2018 hat die Gesellschaft drei weitere Schuld-
scheindarlehen mit einem Gesamtvolumen von 80 Mio. €
aufgenommen und weitere 40 Namensschuldverschreibungen
im Gesamtnennbetrag von 20 Mio. € ausgegeben. Die einzel-
nen Schuldscheindarlehen sind in der Zeit vom 5. Oktober
2025 bis zum 5. Oktober 2028 zur Rückzahlung fällig. Die
Namensschuldverschreibung ist am 5. Oktober 2033 zur Rück-
zahlung fällig.

Im Falle eines Kontrollwechsels bei der HHLA sind die Anleihe-
gläubiger der Namensschuldverschreibungen sowie die Gläu-
biger der Schuldscheindarlehen bzw. der jeweiligen Tranchen
zur vorzeitigen Fälligstellung berechtigt, im Fall der Schuldver-
schreibungen und Darlehen bzw. der jeweiligen Tranchen aus
dem Jahr 2015 allerdings vorbehaltlich der Unzumutbarkeit der
Fortführung für den jeweiligen Anleihe- oder Darlehensgläubi-
ger. Ein Kontrollwechsel liegt dabei jeweils vor, wenn die Freie
und Hansestadt Hamburg direkt oder mittelbar weniger als
50,1 % der Stimmrechte am Kapital der HHLA hält.

Ferner enthalten die im Berichtszeitraum geltenden Dienstver-
träge der Mitglieder des Vorstands eine Regelung, der zufolge
sie im Falle eines Verlusts des Vorstandsmandats aufgrund
einer Änderung der Mehrheitsverhältnisse (Change of Control)
und vergleichbarer Sachverhalte einen Abfindungsanspruch
haben. Ziffer 9

9. Die Dienstverträge der Vorstandsmitglieder enthalten eine
Regelung, die im Falle eines Verlusts des Vorstandsmandats
ohne wichtigen Grund – einschließlich einer Beendigung
aufgrund eines Kontrollwechsels (Change of Control), z. B.
infolge eines Übernahme- oder Pflichtangebots – die Zahlung
einer Abfindung an das jeweilige Vorstandsmitglied vorsieht. Die
Abfindung ist dabei jeweils – im Einklang mit den Empfehlungen
des Deutschen Corporate Governance Kodex – auf maximal
zwei Jahresvergütungen (einschließlich Nebenleistungen) und
zudem auf die Gesamtvergütung für die Restlaufzeit des Anstel-
lungsvertrags begrenzt.

Die dargestellten Regelungen entsprechen der Gesetzeslage
und sind bei vergleichbaren börsennotierten Unternehmen
üblich. Sie dienen nicht dem Zweck der Erschwerung etwaiger
Übernahmeversuche.

Erläuterungen zum Einzelabschluss der
HHLA auf Basis HGB

Der Jahresabschluss der Hamburger Hafen und Logistik Akti-
engesellschaft (HHLA AG) wird im Gegensatz zum Konzernab-
schluss nicht nach den International Financial Reporting Stan-
dards (IFRS), sondern nach den Regeln des deutschen
Handelsgesetzbuchs (HGB) aufgestellt.

Gesellschaft im Überblick
Struktur und Geschäftstätigkeit
Die HHLA AG ist ein führender Hafenlogistikkonzern in Europa.
Die HHLA AG ist die Muttergesellschaft des HHLA-Konzerns
und steuert den Konzern als strategische Management-
Holding. Das operative Geschäft wird von 27 inländischen und
15 ausländischen Gesellschaften betrieben, die zum Konso-
lidierungskreis des Konzerns zählen. Im Geschäftsjahr 2018
akquirierte die HHLA AG den estnischen Terminalbetreiber
Transiidikeskuse AS, übernahm im Bereich Intermodal die noch
ausstehenden Anteile an der METRANS a.s. und organisierte
ihre polnischen Bahnaktivitäten neu. Darüber hinaus wurden
keine wesentlichen rechtlichen oder organisatorischen Verän-
derungen vorgenommen.

Die rechtlich selbstständige HHLA AG wurde im Rahmen des
Börsengangs am 2. November 2007 in die beiden Teile A-
Sparte und S-Sparte aufgeteilt.

Die A-Sparte repräsentiert den Teilkonzern Hafenlogistik. Die an
der Börse notierten A-Aktien vermitteln eine Beteiligung allein
am Ergebnis und Vermögen dieser Geschäftsaktivitäten. Die
Entwicklung und das wirtschaftliche Ergebnis des Teilkonzerns
Immobilien werden der S-Sparte zugerechnet. Die S-Aktien
werden nicht an der Börse gehandelt und befinden sich voll-
ständig im Eigentum der Freien und Hansestadt Hamburg
(FHH). Im unwahrscheinlichen und bisher nicht vorgekomme-
nen Fall eines Verlusts im Teilkonzern Immobilien würde dieser
gemäß einem separat abgeschlossenen Verlustausgleichsver-
trag mittelbar durch die FHH übernommen.

Personal
Die Anzahl der Beschäftigten in der HHLA AG betrug am
31. Dezember 2018 insgesamt 1.045 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter (im Vorjahr: 1.073). Davon waren 290 Lohnemp-
fänger (im Vorjahr: 303), 714 Gehaltsempfänger (im Vorjahr:
725) sowie 41 Auszubildende (im Vorjahr: 45). Von den 1.045
Beschäftigten wurden im Berichtsjahr 481 Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter an Gesellschaften innerhalb des HHLA-Konzerns
entsandt.

Wirtschaftliches Umfeld
Die Entwicklungen der Branche und der Gesamtwirtschaft
entsprechen im Wesentlichen denen des HHLA-Konzerns.
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